
beachten, daß im Eröffnungsverfahren auch über die 
Fortdauer der Untersuchungshaft zu befinden ist. 
Außerdem hat sie im weiteren Verlauf des Verfahrens 
keine Haftprüfung vorgenommen.
Wegen dieser Gesetzesverletzung hat das Stadtgericht 
gemäß § 20 StPO Kritik an der Arbeitsweise des Stadt­
bezirksgerichts geübt.
Aus den G r ü n d e n :
Die Inhaftierung eines Bürgers stellt einen schwerwie­
genden Eingriff in verfassungsmäßig garantierte Staats­
bürgerrechte dar. Sie darf daher nur unter bestimm­
ten gesetzlichen Voraussetzungen erfolgen. Darüber 
hinaus muß das für den jeweiligen Verfahrensabschnitt 
verantwortliche Rechtspflegeorgan jederzeit prüfen, ob 
der Haftbefehl noch der Gesetzlichkeit entspricht und 
notwendig ist (Art. 30, 100 der Verfassung; §§ 131, 188 
Abs. 2, 194 Abs. 2 StPO).
Die Gerichte sind demnach verpflichtet, im Eröffnungs­
verfahren ggf. auch über die weitere Fortdauer der 
Untersuchungshaft zu entscheiden und die Gründe da­
für im Eröffnungsbeschluß darzulegen. Dieser unab­
dingbaren Verpflichtung ist die Strafkammer nicht 
nachgekommen. Damit hat sie das Gesetz verletzt (§ 194 
Abs. 2 StPO).
Welche Bedeutung die Pflicht des Gerichts zur begrün­
deten Entscheidung über die Aufrechterhaltung der Un­
tersuchungshaft hat, wird in vorliegendem Verfahren 
daran deutlich, daß der Angeklagte ursprünglich wegen 
des Verdachts eines Verbrechens in Haft genommen 
wurde, die Anklage und .der Eröffnungsbeschluß ihm 
hingegen ein Vergehen zur Last legten. Daraus ergaben 
sich für die Entscheidung über die Fortdauer der Un­
tersuchungshaft wesentlich andere Voraussetzungen als 
für den Erlaß des Haftbefehls, der gemäß § 122 Abs. 1 
Ziff. 2 StPO ergangen war. Die Strafkammer hätte des­
halb prüfen und ggf. in einem Änderungsbeschluß dar­
legen müssen, aus welchen anderen Gründen des § 122 
StPO die Untersuchungshaft aufrechterhalten werden 
mußte.
Entgegen § 131 StPO hat die Strafkammer darüber hin­
aus auch zu einem späteren Zeitpunkt nicht die erfor­
derliche Haftprüfung durchgeführt und deren Ergebnis 
aktenkundig gemacht. Unter Berücksichtigung der aus­
gesprochenen Freiheitsstrafe hätte das spätestens bei 
der Urteilsverkündung geschehen müssen. Die Straf­
kammer hat daher auch insoweit das Gesetz verletzt. 
Unbeschadet der Tatsache, daß die Nachprüfung des 
Senats die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der 
Untersuchungshaft unter dem Gesichtspunkt der Wie­
derholungsgefahr gemäß § 122 Abs. 1 Ziff. 3 StPO er­
geben hat, war deshalb die Strafkammer gemäß § 20 
StPO Im Wege der Gerichtskritik auf die genannten 
Gesetzesverletzungen hinzuweisen. Die Strafkammer 
hat die gegebenen Hinweise zu beachten und gemäß 
§ 20 Abs. 3 StPO dazu Stellung zu nehmen.
A n m e r k u n g  :
Der Sinn der H a f t p r ü f u n g  besteht darin, zu sichern, 
daß einerseits jede dem Gesetz entsprechende und not­
wendige Verhaftung aufrechterhalten wird, anderer­
seits aber auch kein Bürger zu Unrecht inhaftiert bleibt. 
Deshalb haben der Staatsanwalt und nach Einreichung 
der Anklageschrift auch das Gericht j e d e r z e i t  zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen der Untersuchungshaft 
noch vorliegen (§ 131 Abs. 1 StPO). Abgesehen vom Er­
öffnungsverfahren besteht Anlaß zur H a f t p r ü f u n g  auch 
dann, wenn
— die Sache nach Eröffnung des Hauptverfahrens an 

den Staatsanwalt zur Durchführung weiterer Er­
mittlungen zurückgegeben,

— eine längere Zeit in Anspruch nehmende psychiatri­
sche Untersuchung des Angeklagten angeordnet oder

— eine längere Vertagung der Hauptverhandlung zur 
Beiziehung weiterer Unterlagen u. ä. notwendig 
wird.

Die Haftprüfung, erfolgt von Amts wegen. Sie setzt we­
der einen Antrag des Beschuldigten oder Angeklagten 
noch eine Haftbeschwerde voraus. Auch verspätet ein­
gelegte Beschwerden verpflichten in jedem Fall zur 
Haftprüfung (§127 StPO).
Jm vorliegenden Fall war zum Zeitpunkt der Eröff­
nung des Hauptverfahrens der Haftgrund des Verbre­
chens (§122 Abs.l Ziff. 2 StPO), auf den der Haftbe­
fehl gestützt war, nicht mehr gegeben. Dafür bestand
— wie das Stadtgericht bei der Haftprüfung festgestellt 
hat — der Haftgrund der Wiederholungsgefahr (§ 122 
Abs. 1 Ziff. 3 StPO), ln den persönlichen, sozialen oder 
den Familienverhältnissen des Angeklagten liegende 
Umstände, die bei der Entscheidung über die Fortdauer 
der Untersuchungshaft hätten besonders berücksichtigt 
werden müssen (§ 123 StPO), spielten hier offensichtlich 
keine Rolle.
Die Strafkammer wäre daher verpflichtet gewesen, ne­
ben dem Eröffnungsbeschluß einen selbständigen Be­
schluß zu erlassen, in dem — gestützt auf Tatsachen — 
der neue gesetzliche Haftgrund zu begründen war. Vor 
Erlaßeines solchen Änderungsbeschlusses war die Stel­
lungnahme des Staatsanwalts einzuholen. Der Beschluß 
selbst ist dem Angeklagten in entsprechender Anwen­
dung des § 124 Abs. 3 StPO bekanntzugeben. Dabei 
ist der Angeklagte auch darüber zu belehren, daß ihm 
gegen diesen Beschluß das Recht der Haftbeschwerde 
zusteht (§127 StPO).
Soweit sich die Sache — wie im vorliegenden Fall — 
beim Beschwerdegericht befindet, entscheidet dieses 
selbst. Es erläßt also auch den erforderlichen Ände­
rungsbeschluß.
Zu Recht rügt das Stadtgericht weiter, daß die Straf­
kammer auch nach dem Eröffnungsverfahren, insbe­
sondere im Zusammenhang mit der Verkündung des 
Urteils, keine Haftprüfung durchgeführt hat. Der H a f t ­
befehl ist — auch wenn auf eine Freiheitsstrafe erkannt 
wird — noch zum Zeitpunkt der Urteilsverkündung 
aufzuheben, wenn die gesetzlichen Haftgründe entfallen 
sind. Er bleibt in einem solchen Fall nur dann a u f -  
rechterhalten, wenn sowohl die gesetzlichen H a f t ­
gründe als auch die Notwendigkeit der Fortdauer der 
Untersuchungshaft noch bestehen.

Dr. Richard S c h i n d l e r ,
wiss. Mitarbeiter am Obersten Gericht

Arbeitsrecht
§ 9 Abs. 2 der Verordnung über die Pflichten und 
Rechte der Lehrkräfte und Erzieher — Arbeitsordnung 
für pädagogische Kräfte der Volksbildung — vom 22. 
September 1962 (GBl. II S. 675); Vereinbarung zwischen 
dem Minister für Volksbildung und dem Zentralvor­
stand der Gewerkschaft Unterricht und Erziehung über 
die Regelung der Pflichtstundenzahl der Lehrer an all­
gemeinbildenden Schulen vom 10. Juni 1963 (VuM
S. 103); 3 7 Abs. 1 der Vereinbarung über die Vergü­
tung der Tätigkeit der Lehrer der Volksbildung vom
21. Februar 1959 (VuM S. 43) in Verbindung mit Ziff. III 
der Anlage 6.
Auf Lehrer, die zentralisiert Im Fach „Produktions­
arbeit der Schüler“ eingesetzt sind, finden die für Leh­
rer maßgebenden normativen Bestimmungen über die 
Pflichtstundenzahl und die Vergütung von Überstun­
den Anwendung.
OG, Urt. vom 29. November 1968 — Ua 10/68.
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